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Sammlung Preuflischer Gesetze und Verordnungen, her-
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Veroffentlichungen der Vereinigung der Deutschen
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Weimarer Reichsverfassung

Westfdlische Zeitschrift, Zeitschrift fir vaterldndische
Geschichte und Altertumskunde, herausgegeben von
dem Verein fiir Geschichte und Altertumskunde West-
falens

Zeitschrift fiir evangelisches Kirchenrecht
Zeitschrift fir Miet- und Raumrecht
Zivilprozeflordnung
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Einleitung

Zum Anlaf} dieser Untersuchung

Kirchenbaulasten politischer Gemeinden sind keineswegs nur ein
Thema fiir Rechtshistoriker. Diese Problematik beschiftigt viele Kir-
chengemeinden der beiden groSen Konfessionen auf der einen und
politische Gemeinden auf der anderen Seite nicht nur in Nordrhein-
Westfalen, sondern auch in anderen Bundesldndern nach wie vor.

Seit Beginn der fiinfziger Jahre haben die Beteiligten in einer Viel-
zahl von Féllen mit jeweils wechselndem Erfolg fiir die eine oder andere
Partei die Gerichte angerufen. So hatte auch das Bundesverwaltungs-
gericht in der letzten Zeit wiederholt Gelegenheit, sich mit kommunalen
Kirchenbaulasten eingehend zu befassen. Die dabei behandelten Pro-
blempunkte reichen von der Frage, welche Anforderungen an den Nach-
weis von Gewohnheitsrecht zu stellen sind, bis hin zur Frage nach der
Vereinbarkeit dieser Anspriiche mit den Verfassungsgrundsitzen der
Paritdt und Neutralitit sowie dem Institut der kommunalen Finanz-
hoheit. Auch der seit jeher umstrittene und deshalb besonders inter-
essante Rechtsgrundsatz vom Wegfall der Norm wegen Verdnderung
der Verhiltnisse ist in diesem Zusammenhang erértert worden.

Eine Reihe von Verfahren ist noch nicht rechtskraftig abgeschlossen.
Dazu gehoéren auch Prozesse, die die verschiedenen Instanzen seit zehn
und mehr Jahren beschaftigen. Erwidhnt sei hier der Rechtsstreit zwi-
schen der katholischen Kirchengemeinde St. Johannes in der Warburger
Neustadt und der Stadt Warburg. Sowohl das Oberverwaltungsgericht
Miinster als auch das Bundesverwaltungsgericht haben sich mit diesem
seit 1956 anhingigen Verfahren schon jeweils zweimal befafit. Gegen-
wartig priift der Landesverfassungsgerichtshof fiir das Land Nordrhein-
Westfalen, ob ein vom Oberverwaltungsgericht Miinster bestéitigtes
ortliches Gewohnheitsrecht, das die Stadt zur Ubernahme von Kirchen-
baulasten verpflichtet, das Selbstverwaltungsrecht der Kommune be-
eintrachtigt.

Diese Ausgangslage lieB es geboten erscheinen, Kirchenbaulasten
politischer Gemeinden wissenschaftlich zu untersuchen. Dabei erwies es
sich im Laufe der Bearbeitung als notwendig, die Untersuchung raum-
lich zu begrenzen, da die Darstellung andernfalls durch die Fiille des
zu verarbeitenden historischen Materials uniibersichtlich geworden
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20 Einleitung

wire. Das Hochstift Paderborn, der Bereich des ehemaligen Fiirst-
bistums Paderborn, bot sich als Untersuchungsgebiet an, weil fiir diesen
relativ lberschaubaren Bereich auf &ltere wissenschaftliche Arbeiten
zurilickgegriffen werden konnte. Dadurch wurde die Offenlegung der
gewohnheitsrechtlichen Anspruchsgrundlagen, insbesondere die Kldarung
des in der Rechtsprechung hiufig angefiihrten Begriffs der ,Paderbor-
ner Observanz“ erleichtert. Zugleich ergab sich bei dieser Themenstel-
lung die Moglichkeit, nahezu allen Fragen, die kirchliche Bauunterhal-
tungsanspriiche gegen politische Gemeinden in unserer heutigen Rechts-
ordnung aufwerfen, nachzugehen.



Erstes Kapitel

»Kirchenbaulast* allgemein

I. Begriffsbestimmung der Kirchenbaulast

Der Ausdruck , Kirchenbaulast® bezeichnet die Verpflichtung, ein fiir
gottesdienstliche Zwecke einer der beiden grofen christlichen Konfessio-
nen bestimmtes Gebaude erstmals zu errichten, zu erweitern, instand-
zuhalten oder wiederherzustellen!.

Neben den Gotteshdusern werden zu den Geb&duden, die zu gottes-
dienstlichen Zwecken bestimmt sind, auch die Wohnhiuser derjenigen
Religionsdiener gezahlt, die die Durchfiihrung des Gottesdienstes in der
Kirche gewihrleisten, der die Wohnhéauser zugeordnet sind?.

Mit derselben Bedeutung werden auch die Bezeichnungen ,kirchliche
Baulast“, ,Baulast fiir kirchliche Gebaude®, ,Kultusbaulast und ,,Kir-
chenbaupflicht verwendet?®.

Gebiude, die zwar kirchlichen Zwecken etwa auf caritativem oder
padagogischem Gebiet dienen, denen aber die unmittelbare Beziehung
zum christlichen Kultus fehlt, werden vom Begriff der Kirchenbaulast
nicht mit umfaBt. Die zu gottesdienstlichen Zwecken bestimmten Ge-
bédude stellen also nur eine Untergruppe derjenigen Gebdude dar, die
kirchlichen Zwecken i. S. d. § 54 AO 1977 dienen*.

Die Kirchenbaulast ist gegeniiber der nach §§ 823 und 836 BGB be-
stehenden Verkehrssicherungspflicht fiir Gebdude eine Verpflichtung
eigener Art. Beide Verpflichtungen bestehen nebeneinander. Zwar kon-
nen sich die technischen MaBinahmen, die im Zusammenhang mit der

1 Siehe Sperl, Kultusbaulast, S. 1; Sperl, in: Evangelisches Staatslexikon,
Stichwort: Baulast, Spalte 125—127 (125); Brennberger, S. 101; Meurer, S. 187;
Hendinger, S. 31—35; Dessauer, S. 97—99; der Umfang der Verpflichtung
kann je nach Anspruchsgrundlage variieren, also z.B. nur Instandhaltung
beinhalten unter Ausschlufl3 der anderen genannten Tatigkeiten.

2 So auch Wolfrum, S. 1.

3 Mit den in den Bauordnungen verschiedener Bundesldnder vorgesehenen
,Baulasten“ besteht kein Zusammenhang, sondern lediglich eine zuféllige
terminologische Ubereinstimmung; vgl. Ernst, in: Ernst / Hoppe, Rdn. 924.

4 Zu ungenau also Begriffsbestimmungen, die nur von einer Verpflichtung
fiir ,kirchliche Gebdude“ sprechen, so z.B. Lederer, in: LThK, Stichwort:
Baulast, kirchliche, Bd. 2, Spalte 63; Reicke, in: RGG, Stichwort: Baulast,
1. Bd,, Spalte 932.



	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Einleitung
	Erstes Kapitel: „Kirchenbaulast“ allgemein
	I. Begriffsbestimmung der Kirchenbaulast


